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Hiermit erkläre ich mich mit dem im Rahmen des Dialogverfahrens erarbeiteten Handlungsprogramm 
einverstanden. 

Name Unterschrift 

Funktion Ort 

Datum 


	Strategischer Rahmen
	Handlungsprogramm

	Name_2: Prof. Dr. Thomas Puhl
	Funktion_2: Rektor
	Ort_2: Mannheim
	Datum_2: 29.03.2023
	Strategischer Rahmen: Die Universität Mannheim hat seit der ersten Auditierung 2006 ein breites Angebot an Unterstüt- zung bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf bzw. Studium für Beschäftigte und Studierende mit familiären Pflichten aufgebaut. Durch die strategische Aufhängung des Themas im Rektorat  und mit der Stabsstelle für Gleichstellung und soziale Vielfalt als operativer Einheit ist Chancen- gleichheit für alle Statusgruppen auf Leitungsebene verankert. Familiengerechte Hochschule wird an der Universität Mannheim als Gemeinschaftsaufgabe ver- standen und daher direkt kommuniziert, gefördert und gelebt. Die Aufstellung als familiengerechte Hochschule passt sehr gut zum Profil als innovative, zukunftsorientierte und international ausgerichtete Universität. Die Weiterentwicklung der Angebote ist eingebettet in verschiedene laufende Aktivitäten und wird in der beschriebenen Struktur konsequent verfolgt. Die Aufstellung als familiengerechte Hochschule wird in der Universität als Daueraufgabe gesehen, durch gezielte Arbeit an den Entwicklungspoten- zialen soll diese abgesichert und kontinuierlich verbessert werden, insbesondere in Bezug auf eine nachhaltige Verankerung in den Prozessen und Strukturen.
	1_Ziel: Vereinbarkeitsunterstützende Führung und ZusammenarbeitGute Lösungen für die Berücksichtigung von Vereinbarkeitsanforderungen bedürfen der Mitwirkung aller: Der/des Betroffenen, der/des Vorgesetzten sowie der Kolleg:innen. Eine familienbewusste Haltung aller Beteiligten, durch Förderung einer vertrauensvollen regelmäßigen und guten Kommunikation.Weiterhin bedarf es einer guten Unterstützung durch die Prozesse. Dies sind zum einen die "Standardprozesse" in Bezug auf Personalangelegenheiten und Studienorganisation, zum anderen die Prozesse für den Umgang mit "besonderen Lebenslagen", z.B. Elternzeit, Pflege der Angehörigen oder auch bei gesundheitlichen Einschränkungen. 
	1a_Maßnahmen: Aufbauend auf die laufenden Arbeiten der Verwaltung zur Strukturierung der Standardprozesse sollten in diesen besondere Vereinbarkeitsaspekte berücksichtigt werden: Für die Beschäftigten beginnt dies mit der Information und Ansprache im Bewerbungsprozess und reicht über das Onboarding bis zu den regelmäßigen Mitarbeiter:innengesprächen (sowie das Offboarding, insb. in Bezug auf "Lessons learned"). Bei den Studierenden sind es die analogen Stufen von Bewerbung resp. Immatrikulation über die Studienaufnahme und die laufende Studienorganisation bis zum Abschluss resp. als Alumni und Alumnae. Familienbedingte und weitere "besondere" Anforderungen können dabei integriert betrachtet werden. Für die einzelnen Prozessschritte sind jeweils die Rollen der Beteiligten zu definieren – inkl. "Hol- und Bringschuld". Dabei sind insbesondere die Aufgaben der Führungskräfte zu definieren, die von der "Gewährleistungsverantwortung" bis zu konkreten Handlungen reicht, aber auch die Aufgabe der/des Betroffenen, zur Lösung aktiv beizutragen, ist zu benennen Bei der Ausgestaltung sollten die anderen Prozesse in Bezug auf besondere Anforderungen/Lebenslagen – z.B. temporäre oder dauerhafte gesundheitliche Einschränkungen – einbezogen werden, da eine Maßnahme oft mehrere Themen berührt. 
	2_Ziel: Familienkompatible Lage und Dauer von GremiensitzungenDie Lage von Terminen zu "betreuungsgesicherten" Zeiten und deren zeitliche Planbarkeit sind wichtig für Beschäftigte, die Vereinbarkeitsaufgaben wahrnehmen. Dies lässt sich nicht immer realisieren, weil auch wenig steuerbare oder externe Faktoren die Lage und Dauer beeinflussen. Aber familiären Anforderungen sollte ein angemessener Stellenwert eingeräumt werden. Dabei geht es sowohl um die zentralen Gremien als auch um die dezentralen, und es bedarf eines Mixes aus übergreifenden Ansätzen und Vereinbarungen je nach Kontext.
	2a_Maßnahmen: Die zentralen Gremien haben bereits Anpassungen vorgenommen (bspw. Lage der Senatssitzung). Denkbar wäre, nach dem Vorbild anderer Universitäten einen "Slot" pro Woche grundsätzlich für Lehrveranstaltungen zu sperren, sodass dieser für Gremiensitzungen genutzt werden kann und niemand aufgrund von Lehre verhindert ist. Dies ist allerdings vor dem Hintergrund der Notwendig- keit der effizienten Raumnutzung zu prüfen und für sich genommen keine Lösung, da nicht alle Gremien zur selben Zeit stattfinden können (einige Akteure müssten sonst gleichzeitig in zwei verschiedenen Terminen sein).Darüber hinaus könnte die "Meetingkultur" durch eine Policy instrumentell unterstützt werden, z.B.: Angabe der Art der Tagesordnungspunkte auf der Agenda – z.B. "Information", "Diskussion", "Entscheidung" (oder Kombinationen davon) sowie des geschätzten Zeitbedarfs – und ggf. Anpassung der Reihenfolge, sodass Themen, bei denen alle anwesend sein sollten, am Anfang resp. zu "betreuungsgesicherten" Zeiten liegen.In allen Gremien, insbesondere den dezentralen, sollte der Vielfalt der Rahmenbedingungen, Anforderungen und Interessen Rechnung getragen werden, indem jeweils gremienspezifische "Spielregeln" vereinbart werden. Diese sollten sich an der generellen Policy orientieren, sich aber an den tatsächlichen Erfordernissen ausrichten.
	1b_Verantwortliche: Beschäftigte und Studierende mit familiären Anforderungen sowie Führungskräfte
	3_Ziel: Flexible Unterstützung bei Engpässen in der KinderbetreuungUnterstützung bei der Regelbetreuung (Krippe, Kita) ist ein wichtiger Baustein der Infrastruktur, von großer Bedeutung sind aber auch Angebote, mit denen die Überbrückung kurzfristiger und/oder kurzzeitiger Engpässe in der Betreuung unterstützt wird: Randzeiten, zu denen die "normalen" Betreuungseinrichtungen geschlossen sind, Schulferien, Dienstreisen, Ausfall des Betreuungssystems, Samstage in Prüfungszeiten (z.B. Schließtage, Krankheit der Tagesmutter etc.). Hier sind kreative und vor allem unbürokratische Angebote notwendig, wie sie an anderen Universitäten bereits bestehen.
	3a_Maßnahmen: Da sich die Rahmenbedingungen und die Handlungsmöglichkeiten permanent ändern, sollten zunächst letztere bestimmt und Lösungen anderer Universitäten zusammengestellt werden. Diese müssen nicht unbedingt aus Baden-Württemberg sein, da viele Fragen der "Notbetreuung" nicht landesspezifisch sind. Es könnte bspw. auch die Landesrektorenkonferenz genutzt werden, um das Thema auf die strategische Agenda zu bringen. Denn ggf. sind Regelungen erforderlich, die über die Universität hinausgehen.Unter Berücksichtigung der Rahmenbedingungen – z.B. räumliche Voraussetzungen, finanzielle Möglichkeiten usw. – sollten passende und machbare Lösungsansätze ausgewählt und angegangen werden, ggf. zunächst in Pilotform. Darüber hinaus sollten erprobte Lösungen (z.B. das Programm "FAIR") verstetigt werden.Weitere Entlastung könnte ggf. durch Selbstorganisation der "Betroffenen" erreicht werden. Dazu ist eine Vernetzung der Studierenden und Beschäftigten mit bertreuungspflichtigen Kindern erforderlich (auf freiwilliger Basis). Die Universität könnte dabei infrastrukturell unterstützen, z.B. durch geeignete Räumlichkeiten, E-Mail-Verteiler, Informationszugang usw.
	2b_Verantwortliche: Rektorat und Dekanate sowie Leitungen der verschiedenen Bereiche/Einrichtungen
	3b_Verantwortliche: Stabsstelle Gleichstellung mit Unterstützung der einschlägigen Stellen
	AuditorIn: Dr. Georg Barzel
	Hochschule: Universität Mannheim


